
GEMEINDE ITTER 
Dorfplatz 1, 6305 ITTER 

Tel.: 05335 / 3590-16 
Fax: 05335 / 3590-20 

 

Parteienverkehr: 

MO bis DO:   7.30 – 12.00 Uhr 

FR:   8.00 – 12.00 Uhr  

 
 

 

 

Itter, am 31.08.2020 
 

NIEDERSCHRIFT 

 
über die 34. Gemeinderatssitzung vom 31.08.2020 um 20.00 Uhr 

im Mehrzweckraum der Volksschule Itter 
 
Beginn:  20.00 Uhr 
Ende:  21.59 Uhr 
 
Anwesend:   Herr Kahn Josef BM 
  Herr Astner Reinhard 
   Herr Astner Jakob    
  Herr Feller Manfred   
  Herr Fuchs Simon 
   Frau Fuchs Lisa 
  Herr Hölzl Sebastian 
  Herr Hudecek Gerhard 
  Frau Paratscher Andrea 
  Herr Thaler Christoph   
  Herr Thaler Roman VBM  
   Herr Sitzmann Günther  
 
Entschuldigt:  Herr Ager Harald 
  Herr Fuchs Stefan   
  Frau Hölzl Marion 
 
Vorsitz:   Herr BM Kahn Josef 
Schriftführer:   Herr Fluckinger Gerhard 
 
Der Vorsitzende begrüßt die anwesenden Mitglieder, stellt die Beschlussfähigkeit fest 
und eröffnet die 34. GR-Sitzung. Die Tagesordnung wurde jedem Gemeinderat 
rechtzeitig zugestellt und die Kundmachung an der Gemeindetafel sowie in der 
Homepage veröffentlicht. Somit waren die formellen Voraussetzungen für diese 
Sitzung gegeben. 
 
Anschließend erkundigt sich der Vorsitzende nach Dringlichkeitspunkten bzw. nach 
Ergänzungen und Änderungen zur Tagesordnung und zur 33. Niederschrift vom 
06.07.2020.  
 
Der Vorsitzende ersucht um Aufnahme des Dringlichkeitspunktes 9.) 
„Personalangelegenheit“ und bittet den Gemeinderat um Ausschluss der 
Öffentlichkeit. 
 
Beschlussfassung: 11 JA-Stimmen zur Aufnahme und zum Ausschluss der 

Öffentlichkeit zu Punkt 9.) der Tagesordnung 



Da keine weiteren Einwendungen und Änderungen abgegeben werden geht man zur 
Tagesordnung über. 
 
Tagesordnung: 
 
1.) Genehmigung des 33. Sitzungsprotokolls vom 06.07.2020 
2.) Neuerliche Beschlussfassung Flächenwidmungsänderung Kolland Manfred zu 

GSt.Nr. 587, KG Itter 
3.) Beschlussfassung Bebauungsplan Schneidergrundstück zu GSt.Nr. 626/7, KG 

Itter 
4.) Beschlussfassung Bebauungsplan Apartment Faistenauer zu GSt.Nr. 531 und 

534/1, KG Itter 
5.) Verordnung Waldumlage – Neuerliche Beschlussfassung mit                 

einheitlicher Festlegung der Umlagesätze und Aufhebung der Beschlussfassung 
mit 16.12.2019     

6.)  Genehmigung Kassaprüfung Nr. 2/2020 vom 17.08.2020 
7.)  Aufnahme eines WLF-Darlehens zur Teilfinanzierung des Wasserprojektes 

 „WL Laimingalm, Tiefbrunnenprojekt 
8.)  Aufnahme eines WLF-Darlehens zur Teilfinanzierung des Kanalprojektes 

 „Grünholzbach/Schwendter Weg“, für das Baujahr 2020 
 
Unter Ausschluss der Öffentlichkeit: 
 
Dringlichkeitspunkt: 

9.)  Personalangelegenheit 
 

10.) Anträge, Anfragen, Allfälliges 
 

 
Zu Punkt 1) Genehmigung des 33. Sitzungsprotokolls vom 06.07.2020 
 
Der Vorsitzende führt aus, dass keine Ergänzungen bzw. Änderungswünsche zu den 
Sitzungsprotokollen abgegeben wurden. Daher werden die Niederschriften einhellig 
genehmigt und vom Vorsitzenden und zwei weiteren Gemeinderäten unterfertigt. 
 
Zu Punkt 2)  Neuerliche Beschlussfassung Flächenwidmungsänderung Kolland 

Manfred zu GSt.Nr. 587, KG Itter 
 
Aufgrund einer fehlerhaften Abwicklung des elektronischen Flächenwidmungsportals 
muss eine neuerliche Beschlussfassung zur Flächenwidmungsänderung Kolland 
Manfred, GSt.Nr. 587, KG Itter, Neubau Schaftstall, durch den Gemeinderat erfolgen. 
Der Fehler entstand durch den Nichtabschluss der Planung im Portal des Landes 
Tirols. 
 
Ergänzende Umwidmung muss deshalb nochmals beschlossen werden: 
 
Die Gemeinde Itter beabsichtigt die Durchführung einer Umwidmung im Bereich der 
Gp. 587, KG 82004 Itter. Die Änderung des Flächenwidmungsplanes schafft die 
Grundlage zur geplanten Errichtung eines landwirtschaftlichen Nebengebäudes mit 
der Bezeichnung „Schafstall“ nordwestlich des Ortsteils Laiming, im Bereich des 
Lindweges. 
Das Planungsbüro Lotz & Ortner wurde beauftragt, die zur Beschlussfassung durch 
die Gemeinde erforderlichen Plangrundlagen bzw. die entsprechende 
raumordnerische Beurteilung zu erstellen. 



Standort/Lage 
 

Das Planungsgebiet befindet sich nordwestlich von Laiming, im Bereich des 
Lindweges, im freien Landschaftsraum auf einer nach Westen hin abfallenden extensiv 
landwirtschaftlich genutzten Fläche, die von Wald umgeben ist. 
 

 

 
 
Örtliches Raumordnungskonzept, Flächenwidmung 
Der Planungsbereich wird in der rechtskräftigen Fortschreibung des Örtlichen 
Raumordnungskonzeptes als ökologisch wertvolle Freihaltefläche (FÖ) ausgewiesen. 
Gemäß Verordnungstext gelten hierfür folgende Festlegungen: 
 
§ 3 Sicherung von Freihalteflächen 
 
(1) Die Erhaltung der Natur- und Kulturlandschaft wird als wichtiges Element der 
Siedlungsstruktur festgelegt. Im Vordergrund stehen dabei fließende Gewässer mit 
Begleitvegetation, die kleinteilige Freiraumstruktur mit ihren landschaftsgliedernden 
Elementen und die Waldränder. 
 
(2) Die im Entwicklungsplan als Freihalteflächen ausgewiesenen Gebiete und 
Grundflächen sind im Interesse der Erhaltung zusammenhängender land- und 
forstwirtschaftlich nutzbarer Flächen (FL), ökologisch besonders wertvoller Flächen 
(FÖ), natürlicher und naturnaher Landschaftsteile (FA) sowie zusammenhängender 
Erholungsräume (FE) von einer diesen Zielen widersprechenden Bebauung 
freizuhalten, soweit in den folgenden Absätzen nichts anderes bestimmt ist. Die 
Ausweisung von Bauland ist jedenfalls unzulässig. 
(3) Die nach § 41 Abs. 2 und § 42 TROG 2016 zulässigen baulichen Anlagen dürfen 
in den im Abs. 2 angeführten Freihalteflächen errichtet werden. Bei ökologischen 
Freihalteflächen ist die Koordination mit der Naturschutzbehörde anzustreben. 
 
(4) In den landwirtschaftlichen Freihalteflächen darf unter Beachtung der Ziele der 
örtlichen Raumordnung, insbesondere jener nach § 27 Abs. 2 lit. e, f, g, und h TROG 
2011 Sonderflächen für Gebäude und bauliche Anlagen, die der unmittelbaren land- 
und forstwirtschaftlichen Nutzung dienen, wie z. B. Hofstellen, Austraghäuser und 
Stallgebäude gewidmet werden, sofern diese in einem räumlichen Naheverhältnis zu 
bestehenden Siedlungsteilen bzw. Einzelgebäuden stehen.  



Im Landschaftsbild untergeordnete landwirtschaftliche Nebengebäude abseits eines 
räumlichen Naheverhältnisses, sind in Abhängigkeit von der betrieblichen 
Notwendigkeit an speziellen Standorten einer Einzelfallprüfung zu unterziehen. 
 
(7) Landschaftlich wertvolle Flächen sind zu erhalten, zu pflegen bzw. bei Eingriffen in 
diese zu renaturieren. Sonder- oder Vorbehaltsflächen dürfen nur ausgewiesen 
werden, wenn dies zum Schutz der Freihalteflächen erforderlich ist. Diese Regelung 
gilt sinngemäß auch für ökologische Freihalteflächen. Uferschutzbereiche im Abstand 
von 5 Metern ab Böschungsoberkante sind von jeglichen baulichen Eingriffen frei zu 
halten. Ausnahmen sind mit der Naturschutzbehörde zu koordinieren. 
 
(8) Soweit aufgrund der Ausnahmebestimmungen der Abs. 3 bis 6 bauliche Anlagen 
in den Freihalteflächen zulässig sind, ist bei der Baugenehmigung bzw. 
Flächenwidmung darauf zu achten, dass das Landschaftsbild nicht beeinträchtigt wird, 
zusammenhängende Freiräume erhalten bleiben, Nutzungskonflikte hintan gehalten 
werden und die erforderlichen Infrastruktureinrichtungen vorhanden sind. 
Den Vorgaben des Örtlichen Raumordnungskonzeptes und der Nutzung entsprechend 
ist das Planungsgebiet derzeit als Freiland gemäß § 41 Abs. 1 TROG 2016 
ausgewiesen. 
 

 
 
Der Widmungswerber beabsichtigt die Errichtung eines land- und forstwirtschaftlichen 
Nebengebäudes im Ausmaß von ca. 11,20 x 5 Meter. Die Planungsgrundlage bildet 
die Einreichplanung „Neubau Landwirtschaftsgebäude“, Manfred Kolland, Kirchbichl, 
vom 06-11-2019 zusammen mit der Lageplanskizze vom 22-06-2020.  
Die gegenständliche Widmungsabgrenzung wird in einem Abstand von ca. 3 Meter um 
den geplanten Schafstall festgelegt und hält einen Abstand von 3 Meter zur 
Parzellengrenze. Die Planungsfläche hat ein Gesamtausmaß von rund 191 m². 
Die Widmung als Sonderfläche für sonstige land- und forstwirtschaftliche Gebäude 
wird nur dann als zulässig erachtet, wenn diese seitens der Umweltbehörde bestätigt 
wird. 
 
 
 
 
 
 



BEURTEILUNG 
 
Gemäß § 36 (2) TROG 2016 darf der Flächenwidmungsplan geändert werden, wenn 
die Änderung 
 
a) den Zielen der örtlichen Raumordnung und dem Örtlichen Raumordnungskonzept 
nicht widerspricht und ein Bedarf an der widmungsgemäßen Verwendung der 
betreffenden Grundflächen besteht, insbesondere zum Zweck der Befriedigung des 
Wohnbedarfes oder für Zwecke der Wirtschaft, 
 
b) einer den Zielen der örtlichen Raumordnung und dem Örtlichen 
Raumordnungskonzept entsprechenden Abrundung von Widmungsbereichen dient, 
 
c) eine Festlegung nach § 13 Abs. 2 zweiter und dritter Satz zum Inhalt hat. 
Gemäß § 36 Abs. 2 TROG 2016 wird daher unter raumordnerischen Gesichtspunkten 
die Änderung des Flächenwidmungsplans mit folgenden Festlegungen positiv 
beurteilt: 
 
Umwidmung Grundstück 587, KG 82004 Itter, rund 191 m² von Freiland § 41 in 
Sonderfläche sonstige land- oder forstwirtschaftliche Gebäude und Anlagen § 
47, Festlegung Gebäudearten oder Nutzungen, Festlegung Zähler: 2, Festlegung 
Erläuterung: Schafstall 
 
Auf Antrag des Bürgermeisters beschließt der Gemeinderat der Gemeinde Itter gem. 
§ 71 Abs. 1 und § 64 Abs. 1 der Tiroler Raumordnungsgesetz 2016 – TROG 2016, 
LGBl. Nr. 101, den vom Planer AB Lotz und Ortner ausgearbeiteten Entwurf vom 
25.06.2020, mit der Planungsnummer 407-2020-00001, über die Änderung des 
Flächenwidmungsplanes der Gemeinde Itter im Bereich der Grundparzelle Bp. 587, 
KG Itter, durch 4 Wochen hindurch zur öffentlichen Einsichtnahme aufzulegen. 
 
Gleichzeitig wird gem. § 71 Abs. 1 lit. a TROG 2016 der Beschluss über die dem 
Entwurf entsprechende Änderung des Flächenwidmungsplanes gefasst. 
 
Personen, die in der Gemeinde Itter ihren Hauptwohnsitz haben und Rechtsträger, die 
in der Gemeinde Itter eine Liegenschaft oder einen Betrieb besitzen, steht das Recht 
zu, bis spätestens eine Woche nach Ablauf der Auflagefrist eine schriftliche 
Stellungnahme zum Entwurf abzugeben. 
 
Dieser Beschluss wird jedoch nur rechtswirksam, wenn innerhalb der Auflegungs- und 
Stellungnahmefrist keine Stellungnahme zum Entwurf von einer hierzu berechtigten 
Person oder Stelle abgegeben wird. 
 
Beschlussfassung: Einstimmiger Beschluss über Auflage und Entwurf 
 
 
Zu Punkt 3)  Beschlussfassung Bebauungsplan Schneidergrundstück zu     

GSt.Nr. 626/7, KG Itter 
 
Die Gemeinde Itter beabsichtigt die Erlassung eines Bebauungsplanes im Bereich der 
Gp. 626/7 KG Itter, der die Errichtung einer Wohnanlage bestehend aus 5 Baukörpern 
im Bereich des sogenannten „Schneidergrundes“ ermöglicht. Es handelt sich dabei um 
eine der größten zentrumsnahen Baulandreserven.  
 



Da es einerseits sinnvoll ist, entsprechend der Lagegunst eine Wohnanlage mit 
entsprechend höherer Dichte umzusetzen, aber andererseits die Entwicklung der 
zusätzlich möglichen Einwohnerzahl auf einer derart großen Fläche hinsichtlich der 
infrastrukturellen Voraussetzungen in der Gemeinde Itter zu berücksichtigen ist, ging 
dem Projekt ein längerer Entscheidungsprozess voraus. 
 
Es handelt sich dabei um eine gegliederte Wohnanlage mit gemeinsamer Tiefgarage, 
deren Baukörper annähernd symmetrisch um eine zentrale Freifläche gruppiert sind. 
Darüber hinaus wurde in Hinblick auf die Situierung der straßenseitigen Baukörper der 
Rhythmus der nordwestseitig angrenzenden Bebauung aufgenommen, was auch aus 
ortsplanerischer Sicht positiv beurteilt wurde. Die Art der Bebauung, sowie die 
Ausformung der Baukörper wurden zuletzt auch einer Beurteilung durch den 
Landesgestaltungsbeirat Tirol zugeführt. 
 
Dabei wurde folgendes Resümee gezogen: 
Der Gestaltungsbeirat sieht eine dichte Bebauung in dieser Lage positiv, die 
Gliederung in verschiedene Baukörper ist nachvollziehbar. Da es sich um eine 
Siedlung mit ca. 40 Wohnungen handelt, ist es wichtig einen Gemeinschaftsbereich 
vorzusehen, der durch die Anordnung der Baukörper gebildet wird. Die Lage des 
vorgeschlagenen Spielplatzes am Rand zur bewaldeten Hangkante ist richtig, die 
derzeitige Geometrie der Anlage erzeugt jedoch keinen selbstverständlichen 
Gemeinschaftsbereich. Er könnte z.B. als einfache Wiese mit einem Großbaum und 
einer einfachen Möblierung für gemeinschaftliche Aktivitäten ausgebildet sein. Die 
Überlegung, Wege zu den Eingängen als Begegnungsort auszugestalten ist gut, sollte 
aber so umgesetzt sein, dass keine schlecht nutzbaren Abstandsgärten erforderlich 
sind. Dabei wäre hilfreich, wenn privat zu privat und öffentlich zu öffentlich zugeordnet 
wären. 
Problematisch scheint die doppelspurige TG-Einfahrt an der Grenze zum 
Nachbargrundstück. 
Es wird empfohlen, diese in ein Gebäude zu integrieren. Ebenfalls ist die Fläche für 
Besucherparkplätze multifunktional zu denken und so auszugestalten, dass zum 
Gehsteig und damit zum öffentlichen Raum hin keine nackte Parkplatzfläche orientiert 
ist. 
Für Fahrräder ist bei den Hauseingängen eine Abstellmöglichkeit vorzusehen, damit 
die Verwendung dieses Verkehrsmittel und der Verzicht aufs Auto so leicht wie möglich 
gemacht wird. 
Die Gebäude könnten sich, entsprechend der städtebaulichen Anordnung einer 
Siedlung in ihrer Größe voneinander unterscheiden. Die Dachbegrünung ist zu 
unterstützen. Das Vorkragen des Dachgeschosses ist zu vermeiden und die 
Wuchtigkeit desselben zurückzunehmen. 
 
Nach teilweiser Umsetzung dieser Empfehlungen, wurde das Planungsbüro Lotz & 
Ortner beauftragt, die zur Beschlussfassung durch die Gemeinde erforderlichen 
Plangrundlagen bzw. die entsprechende raumordnerische Beurteilung zu erstellen. 
 
Lage 
Das Planungsgebiet befindet sich südwestlich der Landesstraße im in zentraler Lage 
zum Dorfkern. Es handelt sich dabei um eine Übergangszone zwischen der 
Geschoßbauweise auf Gp. 626/11 im Nordwesten und der Einfamilienhausbebauung 
im Südwesten, die jedoch wesentlich weniger tiefe Parzellenzuschnitte aufweisen. Im 
Südwesten grenzt eine bewaldete, steile Hangterrasse an, die von der 
gegenständlichen Planung jedoch nicht berührt wird. 
 
 



 

 
 

 
 
Straßenfluchtlinien, Baufluchtlinien und Baugrenzlinien 
Die Straßenfluchtlinie entspricht der Grundgrenze zur Landesstraße auf Gp. 987/1 KG 
Itter. 
Die Baufluchtlinie ist gemäß Zusage des Sachverständigen der Straßenverwaltung auf 
Grund der Lage innerhalb des geschlossenen Ortsgebietes, mit einem Abstand von 5 
Metern von der Straßenfluchtlinie möglich. Eine endgültige Stellungnahme erfolgt nach 
Vorlage des Bebauungsplanes durch die Baubehörde. 
 
 
 
 



Bauweise und Bauplatzgröße 
Zur Sicherstellung der Anordnung der Baukörper wird die Festlegung der besonderen 
Bauweise (BW b) als zweckmäßig erachtet. Die Festlegung der Gebäude folgt den 
Umrissen der vorgelegten Planung mittels maximaler Ausdehnung. Es wird dabei 
darauf hingewiesen, dass in der geplanten Anlage in weiterer Folge die Errichtung von 
Nebengebäuden nur durch eine Änderung des gegenständlichen Bebauungsplanes 
zulässig wäre. 
Die maximale Bauplatzgröße von 5.000m² umfasst die gegenständliche 
Grundparzelle, für die eine darüberhinausgehende Parzellierung in Berücksichtigung 
der Lage der Tiefgarage nicht sinnvoll erscheint. 
 
Dichtefestlegungen und Gebäudehöhen 
Die vorgegebene Mindestdichte von 1,5 BMD liegt im Interesse einer Boden 
sparenden Bauweise unter Berücksichtigung der zentralen Lage und der umgebenden 
Baustruktur. 
Die höchstzulässige Baumassendichte kann aufgrund der Festlegung der besonderen 
Bauweise in Kombination mit den Höhenfestlegungen entfallen. 
Hinsichtlich der Höhenentwicklung wird für die 5 Baukörper ein höchstzulässige 
traufseitiger Wandabschluss (WAtr H) von +715,0 üA und ein höchster Gebäudepunkt 
(HG H) von +716,5 üA mit einem geringfügigen Spielraum festgelegt. 
 
Die Festlegung von textlichen Festlegungen erscheint zur zusätzlicher Regelungen der 
Bebauung und zur Sicherstellung einer harmonischen Gesamtentwicklung des 
umgebenden Siedlungskörpers erforderlich. Dabei wird im Sinne der Empfehlung, die 
Baukörper zu differenzieren, für den mittleren Baukörper gemäß Planunterlagen eine 
zwingende Dachform Pultdach mit einer mindest erforderliche Dachneigung von 3 
Grad (TBR 2) und für den übrigen Bereich eine zwingende Dachform Satteldach mit 
einer mindest erforderlichen Dachneigung von 5 Grad (TBR 1) festgelegt. 
 
Zu Informationszwecken wird im Bereich der Erschließungsstraße ein 
Höhenlageinformationspunkt mit +705,03 üA dargestellt, der nicht als 
Höhenlagebezugspunkt im Sinne des TROG gilt. 
Abschließend wird unabhängig vom gegenständlichen Bebauungsplan, ein 
Bepflanzungs- und Gestaltungskonzept für die halböffentlichen Freiflächen angeregt, 
das einen wesentlichen Beitrag für eine hohe Wohnqualität leisten könnte. 
 
Wortmeldungen von: 
 
GR Astner Jakob – Frage nach der Gültigkeit des Bebauungsplanes 
Der Bebauungsplan kann nur durch den Gemeinderat neu beschlossen werden. Bis 
dahin behält der Plan seine Gültigkeit. Ein Zubau eines Gartenhauses ist bei diesem 
Bebauungsplan nicht mehr möglich, so der Vorsitzende. 
 
BM Kahn Josef 
Der BM spricht sich positiv zum Bauvorhaben aus. Einzig allein der Anteil der durch 
die Gemeinde Itter zu vergebenen 12 Wohneinheiten ist nicht zufriedenstellend. 
 
GR Astner Reinhard 
Der Rat ist selber Ansicht wie der Vorsitzende, dass der Anteil der Wohnungen für die 
einheimischen Bürger zu gering sei. Dem Projekt sieht er ebenfalls positiv entgegen.  
 
 
 
 



GR Hölzl Sebastian 
GR Hölzl war bei der letzten Sitzung nicht anwesend und erkundigt sich deshalb nach 
der Positionierung der von der Gemeinde Itter zu vergebenen Wohnungen. Ebenso 
wird hinterfragt, warum der Gemeindeanteil bei diesem Projekt so gering sei. 
Der Vorsitzende berichtet, dass lt. Bauwerber der hohe Grundpreis und die hohen 
Baukosten Grund für den geringen Anteil sind. Die 12 Wohnungen für einheimische 
Bürger werden straßenseitig positioniert. 
 
Der Gemeinderat ist gemäß § 66 Abs. 1 und 2 TROG 2016 i.d.g.F. mit der 
Beschlussfassung über die Auflage des Entwurfes des Bebauungsplans sowie 
gleichzeitig über dessen Erlassung einverstanden, wenn innerhalb der Auflegungs- 
und Stellungnahmefrist kein Einwand von einer hierzu berechtigten Person oder Stelle 
abgegeben wird.  
 
Beschlussfassung:  7 JA (VBM Thaler Roman, GR Fuchs Simon, GR Sitzmann 

Günther, GR Hudecek Gerhard, EGR Feller Manfred, EGR 
Thaler Christoph, GR Astner Jakob)  
 
5 NEIN (BM Kahn Josef, GR Astner Reinhard, GR Hölzl 
Sebastian, GRin Fuchs Lisa, GRin Paratscher Andrea)  

 
 
Zu Punkt 4)  Beschlussfassung Bebauungsplan Apartment Faistenauer zu 

GSt.Nr. 531 und 534/1, KG Itter  
 
Die Gemeinde Itter beabsichtigt die Erlassung eines Bebauungsplanes mit 
ergänzendem Bebauungsplan im Bereich der Gp. 531 und 534/1 KG Itter, der die 
Errichtung eines Chaletdorfes im Bereich der bestehenden Hofstelle Oberlaiming 
ermöglicht. 
 
Der Planung geht eine Änderung des Flächenwidmungsplanes voraus, nachdem in 
einem gleichzeitig begonnenen Verfahren als Voraussetzung auch eine Vorlage zu 
einer möglichen Änderung des örtlichen Raumordnungskonzeptes erstellt wurde. Für 
die Fläche ist entsprechend den Vorgaben des Örtlichen Raumordnungskonzeptes ein 
Bebauungsplan verpflichtend. 
 
Das Planungsbüro Lotz & Ortner wurde beauftragt, die zur Beschlussfassung durch 
die Gemeinde erforderlichen Plangrundlagen bzw. die entsprechende 
raumordnerische Beurteilung zu erstellen. 
 
Lage 
Das Planungsgebiet befindet sich im peripher gelegenen Ortsteil „Laiming“ oberhalb 
der bestehenden Hofstelle Oberlaiming. Durch die exponierte Lage mit Aussicht in 
Richtung Hopfgarten/Kelchsau, handelt es sich um einen baulich sensiblen Bereich. 
 
 
 



 

 
 
Entwurfsplanung 
Die Planung sieht die Errichtung von einem Chaletdorf bestehend aus 4 Baukörpern 
mit 2 oberirdischen Geschossen und Satteldach vor. 
 

 
 
Verkehr, Technische Infrastruktur, Orts- und Landschaftsbild, Naturgefahren 
Aufgrund der Detaillierung können diese raumplanerischen Grundlagen dem 
Erläuterungsbericht oerkITT0119 „Faistenauer“, Planungsbüro Lotz&Ortner, 
entnommen werden (Siehe Erläuterungsbericht zur Änderung des örtlichen 
Raumordnungskonzeptes „Faistenauer“ im Bereich der Gpn. 531, 534/1 KG Itter mit 
Plandarstellung: OERKITT0119_Faistenauer“ vom 17-04-2019). 
 
Straßenfluchtlinien und Baufluchtlinien 
Die Straßenfluchtlinie ist auf Höhe der Hofstelle entlang der Grundgrenze zur 
Wegfläche fixiert bzw. im Bereich der Einfahrt mit einem Abstand von 5 Metern zur 
gegenüberliegenden Grundgrenze als Ausweichmöglichkeit festgelegt. Im Bereich des 
Chaletdorfes ist zur Schaffung einer ausreichenden Erschließungsstraße ebenfalls 
eine Wegverbreiterung von 0,5 Metern erforderlich, die mittels Straßenfluchtlinie 
abgesichert wird. 
Die Baufluchtlinien werden mit einem ortsüblichen Abstand von 4 Metern von der 
Straßenfluchtlinie bestimmt. 



Bauweise 
Zur Sicherstellung der Anordnung der Baukörper wird die Festlegung der besonderen 
Bauweise (BW b) als erforderlich erachtet. 
Die Festlegung der Chalets folgt den Umrissen der vorgelegten Planung mittels 
maximaler Ausdehnung bzw. sind die Gebäude der Hofstelle bestandskonform mit 
zwingender Situierung dargestellt. 
 
Dichtefestlegungen und Gebäudehöhen 
Die bestimmte Mindestdichte von 1,0 BMD liegt im Interesse einer Boden sparenden 
Bauweise unter Berücksichtigung der Lage und der Parzellengröße analog zur 
Widmungsfläche. 
Die höchstzulässige Baumassendichte kann aufgrund der Festlegung der besonderen 
Bauweise in Kombination mit den Höhenfestlegungen entfallen. 
 
Hinsichtlich der Höhenentwicklung wird für die 4 Baukörper eine Kombination aus 
einem traufseitgen Wandabschluss (WAtr H) mit +904,0 üA und einem höchsten 
Gebäudepunkt (HG H) mit +906,5 üA festgelegt. Lediglich das mittlere Gebäude wird 
mit höheren Werten von WAtr H +905,5 üA und HG H +908,0 üA im Sinne einer 
Staffelung der Baukörper entsprechend dem vorliegenden Entwurf zur 
Einreichplanung als sinnvoll erachtet. Für die Hofstelle gelten die Bestandhöhen für 
WAtr H von +892,5 üA und für HG H von +895,0 üA. 
 
Zu Informationszwecken werden diverse Höhenlageinformationspunkte mit +889,03 
üA, +904,68 üA und +897,13 üA dargestellt, die nicht als Höhenlagebezugspunkte im 
Sinne des TROG gelten. 
 
Wortmeldungen von: 
 
GR Astner Jakob – Zufahrt zum öffentlichen Gut/Straße 
BM Kahn erläutert, dass eine Straßenfluchtlinie von 50 cm bei der Bauverhandlung 
eingefordert wird. Der Vorsitzende versichert, dass im Zuge des Bauverfahrens darauf 
geachtet wird, dass genügend Abstand zur Straße eingeplant wird.  
 
VBM Thaler Roman – Sanierung Wegteil 2 
Durch den massiven Anstieg an Verkehr im Bereich Salvenberg muss bei der 
Sanierung zum „Wegteil 2“ (untere Teil der Auffahrt zum Salvenberg) auf eine optimale 
Sanierung geachtet werden.  
Auf die Frage, ob der Gestaltungsbeirat des Landes Tirol auch im Verfahren 
„Apartment Faistenauer“ involviert war gibt der Vorsitzende zu Protokoll, dass eine 
Begutachtung durch den Gestaltungsbeirat nicht stattgefunden hat.  
 
GR Astner Reinhard – zeitliche Bebauung 
Es wurde noch keine Bebauung festgelegt. Die Errichtung der Gebäudeteile wird im 
Bauverfahren genau geregelt. Es ist eine touristische Vermietung in diesem Bereich 
möglich aber nicht eine Vermietung nach Tiroler Freizeitwohnsitzabgabegesetz. 
 
GRin Paratscher Andrea – Zubau noch möglich 
Im heute zu beschließenden Bebauungsplan ist eine „Besondere Bauweise“ 
angegeben. D.H., bei heutigem Beschluss muss der Bebauungsplan bei einem 
weiteren Zubau vom GR abgeändert werden. 
 
VBM Thaler Roman 
Das Ganze Verfahren wurde bereits mit dem Land Tirol vorbesprochen. 
 



 
GR Fuchs Simon - gleich Grundparzelle 
Die gesamte SFH/Sonderfläche Hofstelle wird zukünftig mit der Grundstücksnummer 
531, KG Itter, belegt. 
 
 
Der Gemeinderat ist gemäß § 66 Abs. 1 und 2 TROG 2016 i.d.g.F. mit der 
Beschlussfassung über die Auflage des Entwurfes des Bebauungsplans sowie 
gleichzeitig über dessen Erlassung einverstanden, wenn innerhalb der Auflegungs- 
und Stellungnahmefrist kein Einwand von einer hierzu berechtigten Person oder Stelle 
abgegeben wird.  
 
Beschlussfassung:  10 JA 

   1 NEIN durch GRin Paratscher Andrea 
                                   
 
Zu Punkt 5)  Verordnung Waldumlage – Neuerliche Beschlussfassung mit                 

einheitlicher Festlegung der Umlagesätze und Aufhebung der 
Beschlussfassung vom 16.12.2019     

 
Der Vorsitzende informiert den Gemeinderat, dass die mit 16.12.2019 einstimmig 
beschlossene Verordnung über die Festsetzung einer Waldumlage bei der 
Verordnungsprüfung durch das Land Tirol nicht zur Kenntnis genommen wurde. 
 
Grund für die Nichtgenehmigung war die nicht einheitliche Festlegung aller 
Waldkategorien, welche mit 
 

 100 % für Wirtschaftswald und  

   60 % für Schutzwald im Ertrag und Teilwald im Ertrag 
 

durch den Gemeinderat einhellig beschlossen wurde. 
Die Verordnung muss nochmals durch den Gemeinderat mit einem einheitlichen 
Umlagesatz für alle Waldkategorien neu genehmigt werden.  
Gleichzeitig ist die vorliegende und mit 16.12.2019 beschlossene Waldverordnung 
aufzuheben. Das Inkrafttreten der neuen Verordnung ist mit 01. Jänner 2021 
festzulegen, zumal Verordnungen im Abgabenwesen nicht rückwirkend beschlossen 
werden dürfen. Zwischenzeitlich sind die bisherigen Hektarsätze anzuwenden.  
 
Nach Absprache im Gremium und nach kurzem Meinungsaustausch im Gemeinderat 
ersucht der Vorsitzende um folgende Beschlussfassung: 
 

1. Abstimmung zum einheitlichen Umlagesatz von 

 100 % für Wirtschaftswald und  

 100 % für Schutzwald im Ertrag und Teilwald im Ertrag 
2. Aufhebung des Gemeinderatsbeschlusses vom 16.12.2019 von Punkt 4)  
3. Inkrafttreten der neuen Verordnung über die Festsetzung einer 

Waldumlage mit 01.01.2021 
 
 
 
 
 
 
 



Anbei die neu zu beschließende Verordnung der Gemeinde Itter: 
 

Verordnung  

der Gemeinde Itter vom 31.08.2020 über die Festsetzung einer Waldumlage. 

Aufgrund des § 10 Abs. 1 der Tiroler Waldordnung 2005, LGBl. Nr. 55, zuletzt geändert durch 
LGBl. Nr. 144/2018, wird zur teilwesen Deckung des jährlichen Personal- und Sachaufwandes 
für die Gemeindewaldaufseher verordnet: 

§ 1 

Waldumlage, Umlagesatz 

Die Gemeinde Itter erhebt eine Waldumlage und legt den Umlagesatz einheitlich für die 
Waldkategorien Wirtschaftswald mit 100% v.H. und für den Schutzwald im Ertrag und 
Teilwald im Ertrag mit 100% v.H. der von der Tiroler Landesregierung mit Verordnung vom 
4. Dezember 2019, LGBl. Nr. 143/2019, festgelegten Hektarsätze fest. 

§ 2  

Inkrafttreten 

 

Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 2021 in Kraft. 
 

 
Beschlussfassung:  Einstimmig  
 
 
Zu Punkt 6)  Genehmigung Kassaprüfung Nr. 2/2020 vom 17.08.2020  
 
Der  Vorsitzende  übergibt  die  Niederschrift   an  den  Obmann  des 
Überprüfungsausschusses Herrn Sitzmann Günther und ersucht diesen um 
Erläuterung der Prüfung 2/2020 vom 17.08.2020.   
  

Geprüft wurde die Gebarung seit der letzten Kassenprüfung vom 01.05.2020 bis 
10.08.2020.  

  
Barbestände    € 588,14  

Guthaben bei der Bank    € 194.987,09  

Somit vorhandener tatsächlicher Bestand    € 195.575,23  

Summe der gebuchten Einnahmen Abstattungen 

2020  

 € 2.205.553,76  

Summe der gebuchten Ausgaben Abstattungen 

2020  

 € 2.010.566,67  

Somit buchmäßiger Kassenbestand    € 194.987,09  

Stempelgebührenkassa    € 0  

Kassenjournal, Porto    € 422,15  

Bestandsaufnahme Rücklagensparbücher    

Sozialfondsbuch     € 21.889,21  

Beschneiungsanlage         € 426.141,20  

Summe Sparbücher         € 448.030,41  



  Folgende Anmerkungen seitens der Kassaprüfer wurden festgehalten: 

 
1) Der Obmann erklärt, dass auf einem Lieferschein an das Schwimmbad Itter von der 

Firma Miller WAB-TECH keine Unterschrift der Übernahme aufscheint. Es wurden 

ca. 450 kg Chlor geliefert und er möchte wissen, ob solche Lieferungen von 

jemanden übernommen werden oder eventuell vor dem Eingang zum Schwimmbad 

abgestellt werden. Da es sich um Gefahrengut handelt, soll nachgefragt werden, 

wie das gehandhabt wird. 

 

BM Kahn Josef erläutert wie folgt: 
Der Vorsitzende gibt bekannt, dass hierfür bereits ein Gespräch mit dem Pächter 

des Schwimmbades Itter geführt wurde. Normalerweise werden alle Lieferungen 

vom Pächter persönlich übernommen. Hier hat es sich wahrscheinlich um eine 

Ausnahmesituation gehandelt, so der Bürgermeister. 

 

2) Es wird angeregt für die Gemeindegebäude ein Angebot der Stadtwerke Wörgl für 
das Internet + Telefonie (Voice over IP.) einzuholen. 

 

    BM Kahn Josef erläutert wie folgt: 

Der Vorsitzende spricht aus, dass normalerweise mehrere Angebote für ein    

Vorhaben eingeholt werden. Der Anschluss an die Internetleitung wird für das Amt 

und die Feuerwehr bereits von den Stadtwerken Wörgl bezogen. Hierfür wurden 3 

Angebote eingeholt. Der Bestbieter, also die Stadtwerke Wörgl, bekamen dafür den 

Auftrag. 

 
3) Der Überprüfungsausschuss regt an, erneut ein Gespräch mit der 

Kindergartenleitung und Gemeindevertretung zu führen, betreffend das 

Einkaufsverhalten (viele Kleinstabrechnungen). Dadurch ergibt sich ein unnötiger 

Verwaltungsaufwand. 

 

BM Kahn Josef erläutert wie folgt: 

Dieses Gespräch wird in den nächsten Tagen durch den Bürgermeister mit der    

Kindergartenleitung abgehalten. 

 

Der Bericht wird vom Gemeinderat zur Kenntnis genommen.   
 
 
Zu Punkt 7) Aufnahme eines WLF-Darlehens zur Teilfinanzierung des 

Wasserprojektes „WL Laimingalm, Tiefbrunnenprojekt 
 
Für das Wasserprojekt „WL Laimingalm, Tiefbrunnenprojekt“ wurde für das 
Haushaltsjahr 2020 ein WLF-Darlehen in Höhe von € 150.000,00 vorgesehen. Laut 
Kostenplanung soll für dieses Projekt im heurigen Jahr insgesamt € 200.000,00 
ausgegeben werden. 
 
Der Bürgermeister schlägt vor, wie im Budget vorgesehen, ein WLF-Darlehen in der 
Höhe von € 150.000,00 aufzunehmen. Mit einer Laufzeit von 10 Jahren und einem 
Zinssatz von 0,5%. 
 
Die Gemeinderäte stimmen dieser Aufnahme zu. 
 
Beschlussfassung:  Einstimmig 



Zu Punkt 8)  Aufnahme eines WLF-Darlehens zur Teilfinanzierung des 
Kanalprojektes „Grünholzbach/Schwendter Weg“, für das Baujahr 
2020 

 
Für die Kanalerweiterung bzw. Kanalsanierung „Am Grünholzbach und Schwendter 
Weg“ wurde für das Haushaltsjahr 2020 ein WLF-Darlehen in Höhe von € 150.000,00 
vorgesehen. Laut Kostenplanung sollen für den heurigen Bauabschnitt insgesamt € 
230.000,00 aufgewendet werden. 
 
Der Bürgermeister schlägt vor, für den heurigen Bauabschnitt, wie im Budget 
vorgesehen, ein WLF-Darlehen in der Höhe von € 150.000,00 aufzunehmen. Mit 
einer Laufzeit von 10 Jahren und einem Zinssatz von 0,5%. 
 
Die Gemeinderäte stimmen dieser Aufnahme zu. 
 
Beschlussfassung:  Einstimmig 
 
 
Unter Ausschluss der Öffentlichkeit: 
 
Zu Punkt 9) Dringlichkeitspunkt 
                     Personalangelegenheit 
 
 
Zu Punkt 10) Anträge, Anfragen, Allfälliges 
 

 BM Kahn Josef – Termin Besichtigung Firma Corratec 
Dienstag, den 08. September 2020  

     

 BM Kahn Josef – Bericht zu Glas Marte 
Stallfeldgraben -  

 

 VBM Thaler Roman – Überflutungen Am Grünholzbach  
Vorsitzende informiert, dass die Abschlussarbeiten im Gange sind. 
Umweltabteilung Land Tirol wurde kontaktiert zur Überprüfung der 
Abschlussarbeiten.  
Keine Humosierung vorhanden.  
Großer Anteil ist von der Firma Wimpissinger.  
Sickerbecken wurden durch die Geologie gebaut.  

 

 EGR Thaler Christoph – Bauhof Grünschnitt 
EGR Thaler informiert sich über den derzeitigen Stand in Bezug auf die Ablagerung 
von Grünschnitt am Bauhof der Gemeinde Itter.  
Die Aufräumarbeiten am Bauhof sollten bis Herbst 2020 durchgeführt werden. 
Eine Absperrung der Zufahrt zum Bauhofgelände mittels Schranken soll im Gremien 
Zuspruch erhalten haben, so der Vorsitzenden. 
 

 GR Hudecek Gerhard - Salzsilo 
Die Aufnahme der Kosten für einen Ankauf eines Salzsilos im Budget 2020 wurde 
nicht beschlossen. Gespräche dafür und die Aufnahme ins Budget 2021 sollte aber 
Thema in den nächsten Sitzungen sein, erläutert BM Kahn. 

  
 



Da es keine weiteren Wortmeldungen gibt, beschließt der Bürgermeister die Sitzung 
um 21.59 Uhr. 
 
 
Der Schriftführer:      Geschlossen und gefertigt: 


